
Nachschlagewerk: da
BGHZ: nein

ZPO §§ 249 Abs. 1, 329, 620

a) Nichtverkündete Aussetzungsbeschlüsse nach § 620 ZPO 
werden auch bei formloser Mitteilung an die Parteien 
wirksam.

b) Ein Aussetzungsbeschluß nach § 620 ZPO hindert den 
Fortgang des Verfahrens; während der Dauer der Aus­
setzung läuft keine Frist.
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Der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 
1. Dezember 1976 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell 
und die Richter Dr. Bukow, Rottmüller, Dr. Hoegen und 
Dehner

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde wird der Be­
schluß des 17. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts München vom 9. Juli 1976 aufgehoben.

G r ü n d e  :

Das Landgericht Passau hat durch Urteil vom 24. April 
1976 die Ehe der Parteien auf die Klage der Ehefrau ge­
schieden und die Widerklage des Ehemannes abgewiesen. Das 
Urteil ist dem Prozeßbevollmächtigten des Beklagten am 
30. April 1976 zugestellt worden. Durch einen am 4. Mai 1976 
gefaßten und am 3. Mai 1976 formlos dem Prozeßbevollmächtig­
ten mitgeteilten Beschluß hat das Landgericht auf überein­
stimmenden Antrag beider Parteien die Aussetzung des Ver­
fahrens (§ 620 ZPO) auf die Dauer von sechs Monaten ange­
ordnet. Mit einem am Montag, den 31. Mai 1976 beim Oberlan­
desgericht München eingegangenen Schriftsatz hat der Be­
klagte Berufung eingelegt. Nachdem bis zum 30. Juni 1976 
keine Berufungsbegründungsschrift eingegangen war, hat das 
Berufungsgericht die Berufung durch den im Tenor bezeichne- 
ten Beschluß als unzulässig verworfen.
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Die hiergegen vom Beklagten eingelegte sofortige 
Beschwerde ist begründet.

Gemäß § 249 Abs. 1 ZPO hat die Aussetzung des 
Rechtsstreits zur Folge, daß der Lauf einer jeden Frist 
aufhört. Dies gilt auch für die Aussetzung gemäß § 620 ZPO. 
Nach einer in der Rechtsprechung vertretenen Ansicht soll 
zwar eine Aussetzung nach § 620 ZPO nicht den Fortgang des 
Verfahrens, sondern lediglich den Erlaß eines auf Schei­
dung lautenden Urteils hindern (OLG Stuttgart FamRZ 1956,
240; OLG Hamm FamRZ I960, 162; OLG Oldenburg NJV 1969, 101); 
wenn das richtig wäre, wäre § 249 Abs. 1 ZPO auf die Aus­
setzung nach § 620 ZPO unanwendbar. Diese Ansicht läßt sich 
jedoch weder mit dem Wortlaut des § 620 ZPO noch mit dem 
Willen des Gesetzgebers vereinbaren, der dahin ging, eine 
Anhäufung von Streitstoff und eine Vertiefung der Gegen­
sätze durch eine weitere Verhandlung des Rechtsstreits und 
eine Beweisaufnahme über die gegenseitigen Vorwürfe zu ver­
hindern (so mit Recht Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann 
34. Aufl., § 620 Anm. 2 A). Die vom Landgericht angeordnete 
Aussetzung war wirksam. Die Ansicht der Klägerin, das Land­
gericht sei nach dem Erlaß des Ehescheidungsurteils für ei­
ne Aussetzung des Scheidungsrechtsstreits nicht mehr zustän­
dig gewesen, ist unzutreffend. Die Befugnis des erstinstanz­
lichen Gerichts, die Aussetzung des Rechtsstreits anzuord­
nen, endigt, wie allgemein anerkannt ist, nicht schon mit 
dem Erlaß des Urteils, sondern erst mit der Einlegung der 
Berufung (Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann ZPO 34. Aufl., 
§ 248 Anm. 1; Stein/Jonas/Pohle ZPO 19. Aufl., § 248 Anm. I). 
Der Aussetzungsbeschluß ist auch den Parteien in gehöriger 
Weise bekannt gemacht worden. Nach § 329 ZPO müssen zwar Be­
schlüsse, die eine Frist in Lauf setzen, den Parteien förm-



lieh zugestellt werden; nur dadurch können sie rechtliche 
Wirksamkeit erlangen (RGZ 137, 270). Bei der Aussetzungs­
frist nach § 620 ZPO handelt es sich jedoch nicht um eine 
echte Frist in dem von der Rechtslehre entwickelten Sinn 
(Stein/Jonas/Pohle 19* Aufl., Vorbem. vor § 214 ZPO, V 1,
VI 2; Thomas/Putzo, 8. Aufl», Vorbem. vor § 214 ZPO, III,
§ 620 Anm. 3; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann,
34. Aufl., Vorbem. vor § 214 ZPO, 3, § 620 Anm. 3).

Die BerufungsbegrUndungsfrist hat demnach nicht vor 
dem 5. November 1976 zu laufen begonnen.

Die Berufung ist auch nicht etwa deshalb unzulässig, 
weil sie während der Aussetzung des Rechtsstreits eingelegt 
worden ist. Die Aussetzung hat nur die Unwirksamkeit von 
solchen ProzeBhandlungen zur Folge, die gegenüber dem Geg­
ner vorzunehmen sind (§ 249 Abs. 2 ZPO); die Berufung wird 
jedoch nach § 518 Abs. 1 ZPO durch Einreichung eines Schrift­
satzes beim Gericht eingelegt (BGHZ 30, 400).
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